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Vorblatt 


Gesetz über die Verlängerung der Amtszeit der 
Betriebsräte 

(Antrag der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Es ist damit zu rechnen, daß noch 1971 ein neues Betriebsver- 
fassungsgesetz verabschiedet wird. Die bis dahin stattfindenden 
Betriebsratswahlen müßten ohne Gesetzgebung noch nach den 
Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes vom 11. Oktober 
1952 durchgeführt werden. Das ist nicht zweckmäßig. 


B. Lösung 

Die Amtszeit der Betriebsräte, deren Wahlperiode 1971 oder 
Anfang 1972 auslaufen würde, soll bis April 1972 verlängert 
werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Sachgebiet 801 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verlängerung der Amtszeit der Betriebsräte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


§ 1 

Betriebsräte, deren Amtszeit gemäß § 21 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes nach dem 31. Dezember 
1970 ablaufen würde, bleiben bis zum 30. April 1972 
im Amt. § 22 des Betriebsverfassungsgesetzes bleibt 
unberührt. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt . am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 4. November 1970 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Dem Bundestag wird in Kürze der Entwurf eines 
neuen Betriebsverfassungsgesetzes vorliegen. Es ist 
damit zu rechnen, daß dieses Gesetz noch im Laufe 
des Jahres 1971 verabschiedet wird. Daher ist es 
unzweckmäßig, die bis dahin stattfindenden Be- 
triebsratswahlen noch nach den Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 11. Oktober 1952 
durchzuführen. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht 
für diejenigen Betriebsräte, deren Wahlperiode nach 
dem 31. Dezember 1970 abläuft, eine angemessene 
Verlängerung der Amtszeit bis zum 30. April 1972 
vor. 

Mit dem Hinweis auf § 22 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes soll sichergestellt werden, daß von 
der vorgesehenen allgemeinen Amtszeitverlänge- 
rung Neuwahlen aus besonderen Gründen unbe- 
rührt bleiben. 
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